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Landkreis

Gemeinde

Waldshut

Lauchringen

Satzung

2, Fertigung

#<***^*'
u^

über den Bebauungsplan für das Gewann "U n t e

Auf Grund der §§1,2 und 8-10 des Bundesbaug
23.6.1960 (BGB1.I 3.3*1) (BBauG), § 111 Abs.1,
der Landesbauordnung für Baden-Württemberg vom 6.4-64 (Ges.Bl.
S.151) (LBO) in Verbindung mit § 4 der Gemeindeordnung für Ba=
den-Württemberg vom 25.7.1955 (Ges.Bl.S.129) hat der Gemeinde^
rat am 14.9.1971 den Bebauungsplan für das Gewann :'Unterstök=
ken" als Satzung beschlossen.

§ 1

Räumlicher Geltungsbereich des Bebauungsplanes

Ler räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes ergibt sich

aus der Festsetzung der Planungsgrenzen im Zeichnerischen Teil

(Lageplan) (§2 Ziff.1).

n

§ 2

Bestandteile des Bebauungsplanes

Der Bebauungsplan besteht aus:

1) Zeichnerischen Teil - Lageplan M. 1:1000

2) Bebauungsvorschriften

Als Anlage sind ihm beigefügt:

3) Begründung und Erläuterung

4) Übersichtsplan M. 1:10 000

§ 3

Ordnungswidrigkeiten

Ordnungswidrig im Sinne von § 112 LBO handelt, wer den auf Grund

von § 111 LBO ergangenen Bestandteilen dieser Satzung zuwider^

handelt.

§ 4

Inkrafttreten

Liese Satzung tritt mit ihrer Bekanntmachung in Kraft

Lauchringen, den 14.9.1971

Bürgermjeisrfceram t

Ler Bürgermeister:Bürgermeister: . .
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2. Fertigung Anlage I

Begründung und Erläuterung

zum Bebauungsplan für das Gewann "U n t e r s t ö c k e n!T

der Gemeinde Lauchringen, Ortsteil Unterlauchrin=

gen, Ldkrs. Waldshut.

Las Planungsgebiet liegt im Norden der Gemeinde, wo der Sied=

lungsbereich auf der Grundlage des Flächennutzungsplanes bereits

über die Bahnlinie Basel - Konstanz übergegriffen hat. Es

schließt mit einer Größe von rd. 1,3 ha an die dort vorhandene,

lockere Siedlungsgruppe von Einfamilienhäusern an und rundet sie

ab. In Bauweise und Gliederung angepaßt, können auf der Grundla=

ge der Planung bei wirtschaftlicher Ausnutzung insgesamt 15 Ge=

bäudeeinheiten für mind. 20 Wohneinheiten, also rd. 70 BW neu

geschaffen werden. Ein dringender Bedarf hierfür ist in der über=

durchschnittlich wachsenden Gemeinde gegeben bzw. nachgewiesen.

Zur Erschließung können die am Rande des Planungsgebietes liegen:

den Anlagen, sowohl Straßen wie Ortskanalisation und zentrale

Wasserversorgung und Elektroversorgung ergänzt werden. Straßen=

mäßig ist eine mögliche, spätere Erweiterung nach Osten vorbe=

reitet.

Die überschlägig ermittelten Kosten, welche der Gemeinde durch

die für die Bebauung erforderlichen Erschließungsmaßnahmen ent=

stehen, betragen auf heutiger Kostenbasis voraussichtlich

DM 140 000.-

Als bodenordnende Maßnahme wird für die Bereitstellung der er=

forderlichen Verkehrsflächen sowie zur Bildung von nach Größe

und Form geeigneter Baugrundstücke eine Baulandumlegung nach

dem BBauG erforderlich sein. Grundlage dafür bildet der Bebau=

ungsplan

Lauchringen - Rheinfelden, den 14.9. 1971

Bürgermeister£my

Der Bürgermeister:

Tümuepjn
PETER BEHRLE
DIPL ING. FREIER ARCHITEKT

7888 RHEINFELDEN
FRIEDR. EBERTSTRASSE 3 TEL 8281



2. Fertigung Teil II

Bebauungsvorschriften

zum Bebauungsplan für das Gewann MU n t e r s t ö c k e n"

der Gemeinde Lauchringen, Ortsteil Unterlauchrin=

gen, Landkreis Waldshut. AhTtittf^ *•?

A. Rechtsgrundlagen

1. §§ 1 und 2, 8 und 9 des Bundesbaugese/t^esAvom-^.cyuni 1960

(BGB1.I S.341) (BBauG).

2t §§ 1 - 23 der Verordnung über die baullahö^utem^ der Grund

stücke (Baunutzungsverordnung) vom 26. No>i >9ü8 (BGBl.l

S. 1237) (BauNVO).

3. §§ 1 bis 3 der VO über die Ausarbeitung der Baulcitpläne so

wie über die Darstellung des Planinhaltes (Planzeichenver=

Ordnung) vom 19. Jan. 1965 (BGBl.l S.21).

4. § 1 der 2. Verordnung der Landesregierung zur Durchführung

des BBauG vom 27. Juni 1961 (Ges.Bl.S.106).

5. §§ 3> 7, 9, 16 und 111 der Landesbauordnung für Baden-Würt=

temberg vom 6.4.1964 (Ges.Bl.S.151) (LBO).

B« Postsetzungen

I. Art der baulichen Nutzung

§ 1

Baugebiet

Der gesamte räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes ist

- Allgemeines Wohngebiet - nach § 4 BauNVO.

§ 2

Ausnahmen

Die in § 4 Absatz 3 BauNVO vorgesehenen Ausnahmen sind nicht Be:



standteil des Bebauungsplanes.

§ 3

Neben-und Versorgungsanlagen

Neben-und Versorgungsanlagen im Sinne des § 14 BauNVO sind

unter den dort genannten Voraussetzungen zulässig.

II. Maß der baulichen Nutzung

§ 4

Allgemeines

Das Maß der baulichen Nutzung wird bestimmt durch Pestsetzung

der Grundflächenzahl und der Zahl der Vollgeschosse. Die Ge

schoßflächenzahl nach § 17 BauNVO als Höchstwert bleibt unbe=

rührt.

§ 5

Zulässiges Maß der baulichen Nutzung

Die Pestsetzungen erfolgen durch Planeintrag. Die Zahl der

Vollgeschosse ist jeweils zwingend oder als Höchstwert im ein=

zelnen planlich festgesetzt. Sie errechnet sich nach § 2 Abs.4

LBO.

III. Bauweise und üburbaubare Grundstücksflächen

§ 6

Bauweise

Pestgesetzt wird die offene Bauweise. Pur die Stellung und

Pirstrichtung der Gebäude sowie für die Dachforn sind die Plan:

eintragungen maßgebend.

§ 7

Überbaubare Grundstücksflächen

Die Pestsetzung von vorderen, seitlichen und rückwärtigen Bau=

grenzen erfolgt durch maßlichen Planeintrag. Damit sind die



überbaubaren Grundstücksflächen, die Grenz-und Gebäudeabstände

festgelegt.

Auf den als nicht überbaubar ausgewiesenen Grundstücksflächen

sind Neben-und Versorgungsanlagen im Sinne des § 14 BauNVO zu

lässig. Die Flächen für Garagen sind gesondert ausgewiesen und

sollen als Planungshinweis dienen.

IV. Baugestaltung

§ 8

Gestaltung der Bauten

1) Die Gebäudelängsseite soll mindestens 10,0 m betragen.

2) Die Sockelhöhe ist möglichst gering zu halten. Sie wird

nach den Straßen-und Kanalisationsplanungen vom Ortsbauamt

festgelegt.

3) An-und Vorbauten sollen in einem angemessenen Größenverhält^

nis zum Hauptgebäude stehen und sich architektonisch einfügen.

4) Die Dachneigungen und Dachformen sind durch Planeintrag

festgesetzt. An Stelle der vorgesehenen Satteldächer sind auch

andere Dachformen, v/ie Walmdächer und ungleichseitige Sattel=

dächer zugelassen, auch mit anderen Dachneigungen, wenn dieje^

nige Pirsthöhe nicht überschritten v/ird, die bei Gestaltung

nach Plan entstehen würde.

5) Die Dachdeckung muß dunkel und nicht glänzend gewählt wer=

den.

6) Dachaufbauten und Dachgaupen sind nicht gestattet.

§ 9

Garagen und Einsteilplätze

1) Alle erforderlichen Garagen sind mit dem Hauptgebäude zu

planen und in dessen Baugesuchsverfahren mit einzureichen.

2) Der Einbau in oder das Anbinden an das Hauptgebäude ist vo.

zuziehen.
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3) Vor jeder Garage ist ein ausreichender Stauraum von 5,5 m

Tiefe auf privatem Grundstück außerhalb der Einfriedigungen

anzulegen.

§ 10

Einfriedigungen

Alle Einfriedigungen sind möglichst einheitlich zu gestalten.

Massive Einfriedigungen sind nur bis zu einer Höhe von 0,50 m

gestattet. Naturstündige Hecken sind vorzuziehen. Die Gesamt^

höhe soll das Maß von 0,80 m nicht überschreiten.

§ 11

Vorgärten und Grundstücksgestaltung

1) Vorgärten sind als geordnete Grünflächen anzulegen.

2) Vorplätze und private Verkehrsflächen müssen planiert und

befestigt werden.

3) Bei der Grundstücksgestaltung soll die natürliche Gelände=

form erhalten bleiben. Die Geländeverhältnisse der Nachbargrunc

stücke sind zu berücksichtigen.

Lauchringen - Rheinfelden, den 14.9.1971

Bürgerfiiaisteramt

Der Bfiriermeister:

p^/^7
Der Planer:

PETER BEHRLE
DIPL ING. FREIER ARCHITEKT

7888 RHEINFELDEN

FRIEDR. EBERTSTRASSE 3 TEL 82 81



Zum Bebauungsplan der Gemeinde Lauchringen

für das Gewann "ü n t e r s t ö c k e n"

Teil II - Bebauungsvorschriften

Öffentlich ausgelegen

nach § 2 Absatz 6 BBauG vom 23.6.1960

in der Zeit vom 5.7.1971 bis 5.8. 1971

Die ortsübliche Bekanntmachung erfolgte

1971 bis 25.6. 1971

ung beschlossen

nach § 10 BBauG vom 23.6.1960 in Verbindung

mit § 4 der Gumeindeordnung am 14.9. 1971

Der Bi/r/ermeister<

epi~>

Genehmigt

nach § 11 BBauG v.23.6.1960

Waldshut, den

Rechtskräftig

nach § 12 BBauG v.23.6.1960 durch die

Bekanntmachung vom

Öffentlich ausgelegen vom bis

Lauchringen, den

Der Bürgermeister:


